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Abréviations

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

SGG Schweizerische Gemeinnutzige Gesellschaft
DFF Département fédéral des finances

SSUP Société suisse d'utilité publique
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Chronique générale

Eléments du systéme politique

Problémes politiques fondamentaux
Identité nationale

Die SGG ergriff im Berichtsjahr neue Massnahmen, um der 2015 mittels eines
Wettbewerbs auserkorenen inoffiziellen Nationalhymne weiteren Schub zu verleihen.
So sei der Text nochmals in allen Landessprachen leicht tberarbeitet worden und es
seien erneut samtliche Veranstalter von 1.-August-Feiern gebeten worden, den
Hymnen-Vorschlag der SGG ins Festprogramm aufzunehmen. Die grosste
Aufmerksamkeit erregte jedoch die Grindung eines Komitees mit vielen prominenten
Beflrworterinnen und Beflrwortern der neuen Hymne. Im 70-kopfigen Gremium
befanden sich neben Persdnlichkeiten aus Kultur, Wirtschaft und Sport auch die drei
Alt-Bundesratinnen Ruth Dreifuss, Ruth Metzler und Eveline Widmer-Schlumpf sowie
Alt-Bundesrat Moritz Leuenberger. Der ehemalige SP-Bundesrat Leuenberger gestand
auf der SGG-Webseite, dass er beim Singen der offiziellen Hymne am Schluss oft nur
noch die Lippen bewegt habe, weil er die «schwulstigen Teile» nicht habe auswendig
lernen wollen. Und die ehemalige CVP-Magistratin Ruth Metzler bekannte sich zur
neuen Hymne, weil diese vielsagender sei als die offizielle Landeshymne und der Vielfalt
der Schweiz «ausgezeichnet Rechnung tragt». So habe sie die Hymne der SGG an der
letztjdhrigen 1. August-Feier auf dem Rutli mit «grosser Freude und Uberzeugung
gesungen». SGG-Geschaftsfuhrer Lukas Niederberger sagte im St. Galler Tagblatt, dass
es der SGG nicht darum ginge, den neuen Text méglichst rasch zur neuen offiziellen
Hymne zu machen. Vielmehr solle damit eine Diskussion angeregt werden, was eine
Hymne beinhalten sollte und «welche Werte uns heute und morgen leiten sollten>.

Ordre juridique
Droit de cité

Zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Marra (sp, VD) hatten die
eidgendssiscnen Rate im  Herbst 2016 einerseits eine Anderung des
Burgerrechtsgesetzes verabschiedet und andererseits einen Bundesbeschluss erlassen,
der die erleichterte Einbiirgerung von Auslanderinnen und Ausléandern der dritten
Generation in der Bundesverfassung verankert. Im Hinblick auf das auf den 12. Februar
2017 angesetzte obligatorische Referendum Uber die Verfassungsanderung gewann das
Thema im zu Ende gehenden Jahr 2016 auch in der 6ffentlichen Debatte langsam an
Prasenz. Mit Ausnahme der ,Weltwoche®, die schon Anfang November das erste Mal
zum verbalen Zweihénder griff und die Linke bezichtigte, .sich von den vielen
Eingeburgerten viele linke Stimmen™ zu erhoffen, sowie die ,Umwalzung der politischen
Entscheide, ja des ganzen politischen Erfolgsmodells der Schweiz" beflirchtete, liess
das Nein-Lager lange Zeit nichts von sich verlauten. Die erste SVP-Exponentin, die sich
in dieser Sache zu Wort meldete, war Nationalrdtin Yvette Estermann (svp, LU); als
geburtige Slowakin, die sich nach ihrer Heirat selbst erleichtert hatte einblrgern lassen,
sprach sie sich im ,Blick™ allerdings fur die erleichterte Einblrgerung der dritten
Generation aus. So war es denn auch das Beflirworter-Komitee - eine breite Allianz aus
Vertreterinnen und Vertretern aller grossen Parteien ausser der SVP -, das unterstutzt
von den Alt-Bundesratinnen Ruth Dreifuss (sp, GE) und Eveline Widmer-Schlumpf (bdp,
GR) sowie Alt-Bundesrat Pascal Couchepin (fdp, VS) am 22. November 2016
medienwirksam den Abstimmungskampf eroffnete. Kurz darauf wurde aber bekannt,
dass dem Pro-Komitee die finanziellen Mittel fehlten, um eine sichtbare
Inseratekampagne zu fuhren, da sich die Wirtschaftsverbande in dieser Frage nicht
engagierten. Neben der grossen Kontroverse um die Unternehmenssteuerreform il
fristete die Debatte um die erleichterte Einblrgerung somit ein Mauerblimchendasein.

Das laue Luftchen gegen die Vorlage - hauptsachlich Argumente bezlglich
foderalistischer Bedenken oder mangelnden Handlungsbedarfs - wich Anfang 2017
jedoch schlagartig einem Wirbelsturm, der sich - fir eine von SVP-Exponenten geflihrte
Kampagne nicht ganz untypisch - einmal mehr um ein Burka-Plakat drehte. ,Die kennen
wir doch!”, Ubertitelte der ,Blick™ einen Artikel, in dem er aufzeigte, dass das gleiche
Sujet bereits bei den Kampagnen fur das Minarettverbot und die
Masseneinwanderungsinitiative sowie bei der Unterschriftensammlung flr das nationale
Verhillungsverbot zum Einsatz gekommen war. Damit war die 6ffentliche Debatte
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definitiv lanciert, wenn auch vielmehr jene Uber die Angemessenheit der Plakate als
jene Uber das inhaltliche FUr und Wider der erleichterten Einblrgerung. Mit dem Motiv
hatten die Gegner das Thema vollig verfehlt, da es sich bei den betreffenden
Auslanderinnen und Ausléandern der dritten Generation hauptséachlich um italienische,
spanische, portugiesische und tlrkische Staatsangehdrige handle, empodrte sich die
Unterstltzerseite. Wahrend Bundesratin Simonetta Sommaruga der Gegenseite
fehlende Argumente unterstellte, verkindete Initiantin Ada Marra im Radio gar, dem-
oder derjenigen 2000 Franken zu bezahlen, der oder die ihr eine Burka tragende
Auslanderin der dritten Generation zeige. Im Internet sorgten die Plakate mit dem
~Burka-Schreckgespenst aus der Mottenkiste™ (BZ) derweil auch fur Belustigung, indem
das Sujet in vollig andere Kontexte gesetzt, ad absurdum geflihrt und durch den Kakao
gezogen wurde. Selbst aus den Reihen der SVP ertonten kritische Stimmen zum
umstrittenen Plakat. Wahrend SVP-Nationalrat Maximilian Reimann (svp, AG) das Sujet
als .nicht optimal® bezeichnete, war es fir Alex Kuprecht (svp, SZ) als Beflrworter der
Vorlage schlicht .einige Niveaus zu tief". Die Mitglieder des Pro-Komitees legten
daraufhin etwas Geld fur eine eigene, kleine Plakatkampagne an einigen grossen
Bahnhofen der Deutschschweiz zusammen. Nachdem die grosse Welle der Empérung
abgeebbt war, platscherte der Abstimmungskampf wieder gemachlich vor sich hin.

Mit néher rickendem Abstimmungstermin richtete sich die Aufmerksamkeit nochmals
auf einen ganz anderen Aspekt der Abstimmung: das Stdndemehr. Was das Volksmehr
betrifft, zeigten die letzten Umfragen eine eher klare Tendenz zu einem Ja, doch das
Stdndemehr war bereits friheren Bestrebungen zur erleichterten Einblrgerung zum
Verhéngnis geworden (insb. bei der Volksabstimmung vom 12. Juni 1994). Experten
gingen davon aus, dass die Westschweizer Kantone und Zirich der Vorlage bei einem
Volksmehr mit grosser Wahrscheinlichkeit zustimmen wirden, wéhrend die meisten
Zentral- und Ostschweizer Kantone - traditionell skeptisch in Auslanderfragen - eher
zur Ablehnung der Vorlage neigen sollten. Den entscheidenden Ausschlag erwarteten
sie von den als ,Swing States™ bezeichneten Kantonen Basel-Landschaft, Graubiinden,
Luzern, Solothurn, Wallis und Zug. Dies sind zugleich jene Kantone, die die
Einblrgerung der dritten Auslandergeneration im Jahr 2004 mit weniger als 60% Nein-
Stimmen abgelehnt hatten. Angesichts der aktuellen, weniger radikalen Reform, die im
Gegensatz zu jener von 2004 insbesondere keinen Automatismus vorsieht, ist es
durchaus denkbar, dass einige der ,Swing States™ nun ins andere Lager wechseln. ?

Institutions et droits populaires
Conseil fédéral

Wahrend sich die Wirtschaft Uber das Wahlergebnis freute, reagierte die Linke, und
dabei insbesondere ihre weiblichen Vertreterinnen mit Empoérung. Nicht nur zog der
von ihnen kategorisch als nicht wahlbar erklarte Blocher in die Landesregierung ein,
sondern durch den Sieg von Merz Uber die von der Linken unterstutzte Beerli wurde die
Vertretung der wirtschaftsnahen Rechten im Bundesrat noch zusatzlich verstarkt. Dazu
kam, dass mit der Nichtwiederwahl Metzlers und der Niederlage von Beerli die
Frauenvertretung in der Regierung auf Calmy-Rey zusammenschrumpfte. Daran waren
allerdings die SP-Parlamentarierinnen nicht ganz unschuldig, hatten sie doch nach
eigener Aussage bei der Besetzung des CVP-Sitzes fir den ihnen politisch néaher
stehenden Deiss und nicht fur Metzler gestimmt. Unzufrieden mit dem Wahlausgang
waren aber auch die Frauen der CVP und der FDP. Am Abend nach der Wahl fand in
Bern eine erste Protestdemonstration statt, welche am folgenden Samstag in grosserem
Rahmen mit rund 12'000 Teilnehmenden wiederholt wurde. *

Mit  ihrer breit diskutierten Aussage kurz vor der Abstimmung zur
Unternehmenssteuerreform Il (USR Ill), entfachte die ehemalige Bundesratin Eveline
Widmer-Schlumpf eine interessante Diskussion dariiber, ob sich Alt-Bundesratinnen
und -Bundesrite in die aktuelle politische Debatte einmischen diirfen oder nicht. In
der Tat bestehen keine Regeln zum Verhalten ehemaliger Regierungsmitglieder. Im
Aide-Mémoire ist einzig festgehalten, dass auf eine Amteriibernahme verzichtet werden
soll, wenn die neue Tatigkeit zu Interessenkonflikten mit der fruheren
Regierungstatigkeit fuhren koénnte. Einen Maulkorb mussen sich ehemalige
Magistratinnen und Magistraten aber zumindest aus juristischer Perspektive keinen
umlegen. Die Aussage der ehemaligen BDP-Bundesratin wurde denn auch insbesondere
von den burgerlichen Beflrwortern der USR Il eher aus moralischer Perspektive
kritisiert - so bezeichnete etwa Karin Keller-Sutter (fdp, SG) in einem Interview mit der
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LZ das Vorgehen Widmer-Schlumpfs als ,Schuss in den Ricken" von Ueli Maurer, dem
Nachfolger im EFD und Verantwortlichen fir die USR-Vorlage.

Freilich mischten und mischen sich ehemalige Landesmutter und -vater immer wieder
in politische Auseinandersetzungen ein. In den Medien wurde etwa Otto Stich erwéhnt,
der immer wieder fur Kommentare zu haben gewesen sei. Nicht weniger als elf
ehemalige Regierungsmitglieder hatten sich gegen die Durchsetzungsinitiative
ausgesprochen. Alt-Bundesrat Christoph Blocher lasst die Schweiz allwéchentlich auf
seinem privaten TV-Sender wissen, was seine Meinung zu verschiedensten Bereichen
ist. Je nach Thema meldeten sich auch schon Ruth Dreifuss oder Micheline Calmy-Rey
zu Wort. Pascal Couchepin nimmt insbesondere bezuglich der Politik im Kanton Wallis
in der Regel auch kein Blatt vor den Mund. Und auch Arnold Koller (Aus der Werkstatt
eines Bundesrates) oder Kaspar Villiger (Die Durcheinanderwelt) machten mit
Buchbeitrégen auf ihre Losungsvorschlage aufmerksam. *

Das Salér eines Bundesrates ist immer mal wieder Gegenstand medialer Debatten.
Zudem war der Durchschnittslonn der Magistratinnen und Magistraten auch
Gegenstand in der Debatte um die Kaderléhne in bundesnahen Betrieben. Die Kosten
eines Bundesratsmitglieds bemessen sich aus seinem an die Teuerung angepassten
Lohn, der - Stand Januar 2017 - CHF 445'163 betréagt, und einer Spesenpauschale von
CHF 30'000 pro Jahr. Der Bundesprasident oder die Bundesprasidentin erhalten
zusatzlich CHF 12'000. Darlber hinaus Gbernimmt der Bund die Kosten filr
Festnetzanschluss, Mobilteleton und PC und die Magistratinnen und Magistraten dlrfen
ein Représentations- und ein Dienstfahrzeug nutzen, bezahlen fir deren private
Nutzung allerdings 0.8 Prozent des Neupreises pro Monat. In den Leistungen
inbegriffen sind zudem ein SBB-Generalabonnement fir die erste Klasse und ein GA fur
die Schweizer Seilbahnen.

Zu reden gibt aber insbesondere die Rente, die zurlckgetretene Bundesratinnen und
Bundesrate auf Lebenszeit erhalten. Sie betragt CHF 220'000 pro Jahr, also rund die
Hélfte des ursprunglichen Lohnes. Nur wenn ein ehemaliges Bundesratsmitglied nach
seinem oder ihrem Rucktritt mehr verdient als im Amt, wird die .Versorgung der
Magistratspersonen” entsprechend gekirzt. Der Tages-Anzeiger rechnete aus, dass ein
Grund fur das Wachstum des Personalaufwandes der Bundesverwaltung ebendiese
Ruhegehélter sind, deren Reserve laut Staatsrechnung stark aufgestockt werden
musste. 2017 waren 20 Personen - neben den Exekutivmitgliedern erhalten auch
ehemalige Bundeskanzlerinnen und -kanzler sowie Bundesrichterinnen und -richter
eine Rente - bezugsberechtigt. 17 dieser 20 Personen und drei Witwen erhielten eine
Rente, wobei nicht bekannt gegeben wird, um wen es sich dabei handelt. Der Tages-
Anzeiger mutmasste, dass Christoph Blocher, Ruth Metzler und Joseph Deiss die Rente
nicht beziehen. Insgesamt wurden laut Staatsrechnung 2016 CHF 10.67 Mio. an
pensionierte Richterinnen und Richter und CHF 4.28 Mio. an ehemalige
Magistratspersonen, Kanzlerinnen und Kanzler sowie Bundesratswitwen ausbezahlt.
Diese Summe wurde verschiedentlich als zu hoch betrachtet. Thomas Burgherr (svp,
AG) kundigte eine parlamentarische Initiative an, mit der nur noch jene Alt-
Bundesratinnen und Alt-Bundesrate ein Ruhegehalt beziehen sollen, die im
Pensionsalter abtreten. °
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